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1. Einleitung

Mit der Diskussion über den Wandel der westeuropäischen Parteiensysteme von „Frozen-Party-Systems“ zu „Catch-all-Parties“, welche seit den siebziger Jahren geführt wird, gehen auch die Theorien über die Lockerungen der Parteibindungen einher. Dabei wird behauptet, dass Wähler sich heutzutage aufgrund von „Issues“ und Persönlichkeiten der Kandidaten entscheiden würden. Die Rolle der Parteibindungen verliere dabei an Bedeutung und sei bei den Wahlen nicht mehr mitbestimmend.

In diesem Beitrag möchten wir uns deshalb etwas näher mit den Parteibindungen beschäftigen. Zuerst werden wir kurz eine Definition der Begriffe „Parteimitglieder“ und „Parteiidentifikation“ geben. Im zweiten Kapitel werden wir auf die Theorien zur Lockerung der Parteibindungen eingehen. Dabei geht es vor allem um drei Ebenen, auf welchen diese Änderungen in der Wahllandschaft basieren: Wandel auf der Ebene der Gesellschaftsstrukturen, Wandel auf der Ebene des individuellen Verhaltens und Wandel auf der Ebene der politischen Parteien. Weiter wird argumentiert, dass die europäischen Parteiensysteme entweder in einem Prozess von Realignment, das heisst dem Auftauchen neuer Streitfragen und Konfliktlinien, oder von Dealignment, das heisst der Auflösung stabiler Parteipräferenzen, befinden. 

Anhand der Schweiz möchten wir überprüfen, ob die Parteibindungen tatsächlich zurückgehen. Wir ziehen dabei einen Beitrag von Ruth Nabholz zur Hilfe heran, die die Wahlen und Parteiidentifikation von 1971-1995 gemessen hat (Nabholz 1998). Weiter vergleichen wir die Schweizer Ergebnisse mit Resultaten aus der internationalen, beziehungsweise der europäischen, Forschung. Diese wird angeführt von Schmitt/Holmberg, welche in ihrem Artikel von 1995 die Bewegungen in 14 europäischen Länder untersuchten (Schmitt/Holmberg 1995).

Im Schlusskapitel gehen wir darauf ein, wie Parteien in Zukunft verhindern könnten, Parteimitglieder und Parteianhänger zu verlieren. Wir fassen die Resultate noch einmal kurz zusammen und versuchen einen Ausblick auf die nähere Zukunft zu geben.

2. Definition und Funktion von Parteibindungen

Damit politische Parteien ihre Aufgaben im Staat, das heisst die Repräsentation von Interessen, die Artikulation und Aggregation von verschiedenen Meinungen sowie die Mobilisierung und Rekrutierung der Bevölkerung (Linder 1999:79), wahrnehmen können, benötigen sie Mitglieder. Etwa sechs Prozent der Stimm- und Wahlberechtigten in der Schweiz sind Mitglied in einer Partei. Diese Zahl ist jedoch aufgrund der Verankerung bei den Wählern und Wählerinnen wenig aussagekräftig, um so mehr Gewichtung wird deshalb den Parteibindungen beigemessen. Spricht man von Parteibindungen, so wird darunter die  Parteimitgliedschaft als auch die Nähe zu einer Partei, die Parteiidentifikation, verstanden ( Linder 1999:101).

Um als Parteimitglied zu gelten, ist es gemäss Gallagher et al. (1995:242) in Europa meist üblich, einen Mitgliederbeitrag zu entrichten, sich mit den grundlegenden Prinzipien der Partei einverstanden zu erklären und an lokalen Versammlungen teilzunehmen. Parteimitglieder führen für Parteien wichtige Funktionen aus, welche sich in folgenden Punkten äussern:

-  
Mitglieder organisieren Foren, um die Ideologie der Partei verbreiten zu können. Die Foren dienen als Verbindung der Parteien zur Gesellschaft.

· Der innerparteiliche Willensbildungsprozess wird von den Parteien als positiv bewertet und dient als Legitimation. Durch die Parteimitglieder entsteht die Willensbildung erst.

· Parteien sind bei Wahlen, zwischen Wahlkämpfen und im Vorfeld und Durchführung von Referenden und Initiativen auf die freiwillige Mitarbeit von Mitgliedern angewiesen.

· Mit einer hohen Mitgliederzahl können Parteien sich in der Gesellschaft besser legitimieren.

· Parteien sind auf Mitglieder als Einkommensquelle angewiesen (Mitgliederbeiträge, Spenden, einmalige Unterstützung)  (Ware 1996:63-64). 

Es ist jedoch äusserst schwierig, verlässliche Zahlen über die Parteimitglieder zu erhalten. Meist muss mit den angegebenen Zahlen vorsichtig umgegangen werden, da Parteien häufig selbst nicht genau wissen, über wie viele Mitglieder sie effektiv verfügen. Zusätzlich neigen Parteien, aus verschiedenen Gründen dazu, höhere Zahlen anzugeben. Auch die Spannbreite des Begriffs „Mitglieder“ löst einige Unklarheiten aus, einerseits gibt es Leute, die zum Beispiel bei Wahlkampagnen mithelfen aber nicht offiziell als Mitglied gelten, andererseits werden Bürger als Mitglieder gezählt, welche schon Jahre zuvor sich von der Partei losgelöst hatten, aber nicht ausdrücklich ausgetreten sind. Im internationalen Kontext kommen auch Fälle vor, bei welchen Parteien zu Organisationen  nahestehen und die Mitglieder der Organisationen automatisch als Parteimitglieder gezählt werden, obwohl sie vielleicht nicht einmal jene Partei wählen, wie das in Grossbritannien mit der Labor Party und ihr nahestehenden Organisationen geschehen ist (Gallagher et al. 1995:244) 

Ein grosser Teil der Wähler geht aber gar nicht erst eine Parteimitgliedschaft ein. Parteimitglieder machen nur einen sehr kleinen Teil der gesamten Wählerschaft aus, gemäss Gallagher (1995:245) sind es in den meisten europäischen Ländern nicht mehr als zehn Prozent. Die übrigen Wähler oder Leute, die sich als nahestehend zu einer Partei bezeichnen, werden mit der Parteiidentifikation gemessen. Mit Parteiidentifikation wird in erster Linie die „psychologische Mitgliedschaft“, das heisst die affektive Bindung eines Bürgers an eine politische Partei ( Schmitt/Holmberg 1995:96) verstanden. Diese 

psychologische Mitgliedschaft wird durch die politische Sozialisation, durch die politische Beeinflussung der Eltern und durch die wachsende Erfahrung mit zunehmender Anzahl bestrittener 

Wahlen geprägt. Die Funktionen jener Personen, die sich mit einer Partei identifizieren können, liegen vor allem in der Chance der Parteien, die Entscheidfindung zu steuern und als Grund für ein verlässliches Reservoir an Wählern und Wählerinnen einer jeweiligen Partei. 

Parteianhänger sind für das politische System von grosser Bedeutung. Zum einen ist bekannt, dass Parteianhänger oder Parteimitglieder eher an Wahlen teilnehmen und in der Schweiz eher zu Abstimmungen gehen,  sich eher um Kampagnen kümmern und sich auch für die Resultate von Wahlen und Abstimmungen interessieren. Durch die Nähe zu einer Partei werden die Bürger auch in das politische System sozialisiert und integriert. Durch diese Integration ist man dem System gegenüber positiver eingestellt und hat höheres Vertrauen in die Regierung. Zusätzlich wirken sich stabile Parteibindungen auch auf die Kontinuität des Systems allgemein positiv aus, da sie nämlich zur Erhaltung der traditionellen Parteien beitragen. Entstehen ständig neue Parteien, wird die Bildung von Koalitionen erschwert und somit wird es auch deutlich schwieriger, eine Regierung auf die Beine zu stellen. Für die Legitimation eines politischen Systems spielen die Parteibindungen also eine wichtige Rolle (Schmitt/Holmberg 1995:99)

3. Lockerung der Parteibindungen

Bis Ende der sechziger Jahre galt für die westeuropäischen Parteiensystem der Begriff der „Frozen- Party-Systems“, eingeführt von Martin Seymour Lipset und Stein Rokkan. Doch seit Anfang der siebziger Jahre scheinen sich neue Trends abzuzeichnen.  Die Parteiensysteme, wie auch das individuelle Wählerverhalten, befinden sich gemäss empirischer Beobachtungen, in einer Phase des Wandels. Die Ursachen für diesen Wandel liegen auf drei Stufen: auf der Ebene der Gesellschaftsstruktur, auf der Ebene des Individualverhaltens gemäss Ingleharts Wertewandeltheorie,  und auf der Ebene der politischen Parteien und der „Issues“, die sie thematisieren. Wir gehen hier etwas näher auf die Änderungen in der Gesellschaftsstruktur ein, da diese für die Lockerung der Parteibindungen von grösster Bedeutung sind. Seit 1950 hat sich die Sozialstruktur in Europa stark verändert, aus einer Industriegesellschaft ist eine Dienstleistungsgesellschaft geworden. Heute ist der grösste Teil der Bevölkerung angestellt und nicht mehr selbständig. Zusammen mit diesem Wandel fand auch das enorme Wachstum in den Städten statt. Als Folge der technologischen Entwicklung im Industrie- sowie im Dienstleistungssektor erfahren die Menschen eine bessere Ausbildung und ihr Lebensstil ändert sich. Die Klassenbindungen lösen sich und die Grenzen zwischen den verschiedenen Schichten verwischen langsam. Aufgrund der Änderungen in den ökonomischen und industriellen Strukturen und dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates verschwinden die traditionellen Grenzen und Klassenunterschiede gleichen sich aus. Diese Entwicklung schlägt sich auch in den Wahlen und den 

Parteibindungen nieder, indem die Identifikation zwischen den verschiedenen Gruppen und den politischen Parteien, welche die Interessen der jeweiligen Gruppen vertreten, schwinden.  (Gallagher et al.1995:221). Gemäss Ruth Nabholz (1998:239) gibt es drei Theorien, wie sich die beschriebene Gesellschaftsveränderung auf das individuelle Wählerverhalten niederschlagen kann:

· der soziologische Ansatz: das Handeln des Menschen sowie das individuelle Wählerverhalten wird durch die sozialen Umweltfaktoren beeinflusst.

· Der sozialpsychologische Ansatz: das individuelle Wählerverhalten wird durch die langfristigen Bindungen an eine Partei und die Themen beziehungsweise die Kandidaten bestimmt. 

· Rational-Choice-Ansatz: das individuelle Wählerverhalten wird durch Kosten-Nutzen-Überlegungen gesteuert, der Wähler entscheidet sich für diejenige Variante, die seinen Nutzen optimiert.

Währenddem die ersten beiden Ansätze von stabilen Wahllandschaften ausgehen und somit eher für die fünfziger und sechziger Jahre geeignet waren, geht der Rational-Choice-Ansatz von kurzfristigen Entscheidprozessen aus und kann somit auch besser zur Erklärung für die steigende Wählervolatilität der letzten Jahre herangezogen werden  (Nabholz 1998:23). 

Wie sich die heutigen Parteiensysteme weiterentwickeln werden, darüber existieren in der Theorie zwei verschiedene Modelle. Dabei geht es um das Realignment- und das Dealignment-Modell. Der Realignment-Ansatz geht von der Entstehung neuer Konfliktlinien aus, die aufgrund der strukturellen Änderungen und der damit verbundenen neuen Streitfragen herausgebildet worden waren. Massgebenden Beitrag zu diesem Ansatz lieferte Inglehart mit seiner Wertewandel-Theorie. Die zunehmende Wählerfluktuation und Fragmentierung der Parteineigung wird hier nur als eine Phase der Umstrukturierung der Wählerschaft angesehen, danach sollte sich das Parteiensystem in einer neuen Form wieder stabilisieren (Nabholz 1998:242). Diese Theorie kann aber bis heute noch nicht bestätigt werden, da zum Beispiel die Grünen, die man als eine solche neue Partei bezeichnen könnte, nur mässige Wahlerfolge verzeichnen können und Gallagher et al. Zufolge, sind diese neuen Parteien auch eher als ein Differenzierung der Linken anzusehen anstatt Repräsentanten einer neuen Politik (Gallagher et al.:227). Beim Dealignment-Ansatz geht es um die Schwächung oder Auflösung stabiler Parteipräferenzen. Die steigende Wählervolatilität wird nicht nur als eine Zwischenphase betrachtet, sondern als eine andauernde Erscheinung interpretiert. Verantwortlich dafür ist die kontinuierliche Abnahme der psychologischen Bindungen der Wähler an die Parteien. Für ein Dealignment können drei Indikatoren herangezogen werden: einen Rückgang der Parteibindung, das Aufkommen neuer politischer Parteien und eine generelle Zunahme der Wählervolatilität.  

4. Parteibindungen in der Schweiz

Im folgenden Kapitel wollen wir auf die Situation in der Schweiz eingehen. Zuerst gehen wir auf die Parteibindungen in den Kantonen ein. Danach möchten wir die zeitliche Entwicklung  der Parteienbindung bei gesamtschweizerischen Wahlen zeigen. 

4.1. Unterschiede in der Parteiidentifikation innerhalb der Schweizer Kantone

Im folgenden wollen wir näher auf die innerschweizerischen Gegebenheiten eingehen. Neben den auf das Individuum bezogenen Faktoren spielen auch die Besonderheiten des jeweiligen Wahlkreises eine gewisse Rolle. Das heisst, dass individuelle Akteure mit gleichwertigen soziodemografischen und politischen Charakteristiken je nach dem Wahlkreis ein unterschiedliches Wahlverhalten aufweisen. Wernli geht dabei vom Modell der Ressourcen und Motivation aus (Abbildung 1).

Abbildung 1: Erklärungsmodell der Wahlbeteiligung basierend auf Ressourcen und Motivation





Quelle: Wernli 1998

Die Parteiidentifikation spielt als Teil der kollektiven Ressourcen eine entscheidende Rolle. Der angewandte Indikator weist dabei verschiedene Stufen der Parteinähe auf. Die Mitglieder werden gefolgt von den Anhängern, welche sich als einer Partei sehr nahestehend erklären, ohne jedoch formell Mitglied zu sein. Als Sympathisanten werden jene Personen bezeichnet, welche zweimal nach ihrer Präferenz gefragt werden mussten bevor sie eine Antwort geben konnten. Die letzte Kategorie bilden jene Personen ohne jegliche Bindung zu einer Partei. Die Verteilung des Indikators weist in allen zehn untersuchten Kantonen die gleiche allgemeine Tendenz auf (Wernli 1998:81):


- Ungefähr ein Drittel hat keine Bindung zu einer Partei


- Ein Viertel sind Sympathisanten mit schwacher Präferenz


- Ein weiterer Viertel besteht aus Anhängern, die sich stark mit einer Partei identifizieren


- Die Mitglieder schliesslich variieren zwischen 10 und 20 Prozent

Aus dem Modell der Ressourcen und Motivation kommt der Parteinähe ein grosses Gewicht zu. Sie liegt an zweiter Stelle nach dem Interesse für die eidgenössischen Wahlen hinsichtlich der Stärke ihres Einflusses. Das bedeutet, das die Parteinähe bei gleichem Interesse für die eidgenössischen Wahlen und auch sonst gleichen Umständen die Wahlbeteiligung stark erhöht.
4.2. Zeitliche Entwicklung der Parteienbindung in der Schweiz

Wir stützen uns auf die Studie von Ruth Nabholz aus dem Jahre 1998. Sie hat das Wählerverhalten in der Schweiz im Zeitraum von 1971-1995 empirisch untersucht. Diese Arbeit behandelt hauptsächlich die Veränderungen auf der Ebene der Wähler, das heisst also die Nachfrageseite des politischen Wettbewerbs. Veränderungen in bezug auf die Rolle der Parteien oder in bezug auf institutionelle Rahmenbedingungen werden nicht berücksichtigt. Dennoch dürfen diese Faktoren bei der Interpretation der Ergebnisse nicht vernachlässigt werden. Allgemein kann bei der Untersuchung des Wählerwandels zwischen zwei alternativen Ansätzen unterschieden werden:

· Bottum-up change: dieser Ansatz geht davon aus, dass ein Wandel aufgrund des Verhaltens der Wähler zustande kommt.

· Top-down change: hier geht man von den Parteien als Verursacher eines Wandels aus. 
(Field 1994)

Grundlage dieses Beitrages bildet dem entsprechend der „bottom-up“-Ansatz. Anhand von Umfragedaten soll die im theoretischen Teil dargelegte Hypothese überprüft werden, dass sich die Bindungen der Wähler und Wählerinnen an die Parteien gelockert haben. 

Das bedeutet auch, dass damit die stabilen Komponenten der  Wahlentscheidung, wie die soziale Basis und die Parteiidentifikation, an Einfluss verlieren. Ein Rückgang stabiler Parteibindungen begünstigt politische Mobilität und kann daher zu vermehrter Wählervolatilität führen (Schmitt/Holmberg 1995). Aus Abbildung 2 ist die Entwicklung der Parteiidentifikation seit 1971 ersichtlich. Der Anteil der Personen, die sich einer Partei nahe fühlen, ist seit 1975 – ausser für die Wahlen von 1991 tendenziell rückläufig. Der Wert von 64 Prozent für die Wahlen von 1991 scheint aussergewöhnlich hoch und stimmt mit anderen Quellen wie zum Beispiel Studien von  Longchamp/ Hardmaier (1992:34)  und Longchamp (1991:72) welche von einem Anteil an Parteisympathisanten von rund 45 Prozent für den Anfang der neunziger Jahre ausgehen, nicht überein. Nabholz findet keine sinnvolle Erklärung für diesen Unterschied und geht somit davon aus, dass die Analyse der Parteiidentifikation für das Jahr 1991 problematisch ist. Die Werte für das Wahljahr 1991 sollten daher mit Vorsicht interpretiert werden.

Abbildung 2: Parteiidentifikation in Prozenten von 1971-1995:
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Quelle: Nabholz 1998

Von diesem generellen Rückgang der Parteienidentifikation sind nicht alle Parteien gleich betroffen. Eine Aufschlüsselung nach Parteien in Tabelle 1 zeigt, dass vor allem die Bundesratsparteien darunter leiden. Während sich im Jahre 1971 noch 41 Prozent und 1975 sogar 47 Prozent der Befragten mit einer der vier Regierungsparteien identifizieren konnten, sinkt dieser Wert 1987 und 1995 auf  rund 33 Prozent. Besonders auffallend ist dabei der Rückgang bei der CVP.

Tabelle 1: Parteiidentifikation aufgeschlüsselt nach Parteien (in Prozenten)

	 
	1971
	1975
	1987
	1991
	1995

	SPS
	12.9
	18.8
	8.4
	13.7
	14.2

	CVP/CSP
	14.6
	11.6
	9.9
	11.0
	5.0

	FDP
	7.6
	11.0
	9.8
	11.5
	8.0

	SVP
	6.1
	5.6
	5.8
	7.6
	6.1

	Total Bundesratsparteien
	41.2
	47.0
	33.9
	43.8
	33.3

	PdA/POCH/PSO
	1.2
	1.2
	1.7
	1.2
	0.6

	GBS/GPS
	
	
	3.6
	6.7
	1.8

	SDU/EVP
	4.3
	4.4
	1.7
	3.1
	1.5

	LPS
	3.4
	3.1
	1.5
	2.2
	1.5

	SD/Rep./EDU/FPS/Vig./Lega
	2.0
	1.0
	1.6
	4.8
	1.6

	Andere
	0.7
	2.6
	3.5
	2.4
	2.2

	Total übrige Parteien
	11.6
	12.3
	13.6
	20.4
	9.2

	keine Partei
	47.2
	40.9
	52.5
	35.9
	58.0

	Total 
	100.0
	100.0
	100.0
	100.0
	100.0

	% mit Parteiidentifikation
	52.8
	59.1
	47.5
	64.1
	42.0

	n (Parteiidentifikation)
	1012.0
	762.0
	475.0
	642.0
	832.0

	N (sample)
	1917.0
	1290.0
	1001.0
	1002.0
	1981.0


Quelle Nabholz 1998

Die nicht in der Regierung vertretenen Parteien haben bis 1991 kontinuierlich an Sympathisanten zugelegt. Das heisst, sie konnten die abnehmenden Bindungen an die Regierungsparteien für sich nutzen.  Diese Tendenz nahm jedoch 1995 ein jähes Ende. Diese Zahlen zeigen, mit Blick auf Realignment/Dealignment, dass in der schweizerischen Wahllandschaft die Erosionserscheinung und somit die Dealignment-Komponente überwiegt.

Longchamp sieht zahlreiche Gründe für diesen Trend im Spezialfall Schweiz. Massenloyalitäten lassen sich einfacher  bei klar divergierenden Interessen aufrechterhalten. Dies setzt die Bündelung von Interessen in möglichst wenige Parteien voraus. Genau das war in der Schweiz seit der Einführung des Proporzwahlrechts kaum je der Fall. Die zahlreich genutzten Einflussmöglichkeiten der Bürgerschaft, sozialer Bewegungen und Verbände erschweren eine dauerhafte Aggregation von Interessen durch Parteien zusätzlich. Die Konkordanz schliesslich, welche die Folge der direkten Demokratie ist, beschränkt den Spielraum weiter. Wahlkämpfe mit kontroversen Themen, strategischen Bündnissen und einem Wählerverhalten, das angesichts der Angebote auf die Maximierung der eigenen Interessen ausgerichtet ist und so zu Bindungen führt kommen nicht zu Stande (Longchamp:2).

5. Entwicklungen der Parteibindungen im westeuropäischen Vergleich

Im Anschluss zum Prozess in der Schweiz möchten wir auch die Parteibindungen im internationalen Kontext etwas genauer betrachten, wobei wir uns aber im Wesentlichen auf  westeuropäische Länder beziehen. Die folgenden Abschnitte basieren auf der Arbeit von Holmberg und Schmitt (1995:95-133). Dabei ist zu beachten, dass die Daten von 1995 stammen, also schon einige Jahre alt sind. 

Schmitt und Holmberg untersuchen in 14 europäischen Staaten, ob die Parteibindungen in den letzten dreissig Jahren tatsächlich gesunken sind. Dabei verwenden sie bei einer Gruppe von Ländern (Irland, Belgien, Luxembourg, Frankreich, Portugal, Spanien, Italien und Griechenland) nur Daten aus dem Eurobarometer, bei einer anderen Gruppen (Norwegen und Schweden) die Daten aus nationalen Studien und bei einer letzten Gruppe (Dänemark, Grossbritannien, Niederlande und Deutschland) nationale Studien als auch Daten des Eurobarometers. 

Auf Grund der Auswertungen kommen sie zum Schluss, dass eine Tendenz zur Lockerung von Parteibindungen besteht, diese aber von Land zu Land unterschiedlich ausfällt. Es kann keine allgemeine Entwicklung eruiert werden, die für jedes der untersuchten Länder zutreffen würde. In Schweden, Irland, Italien und Frankreich ist eine stetige Abnahme der Bürger und Bürgerinnen mit einer Parteiidentifikation zu verzeichnen. In Deutschland und Grossbritannien erfolgte eine periodenabhängige Abnahme, die aber von einer darauffolgenden Erholung wieder neutralisiert wurde. Die Stabilität von Parteibindungen kann in Holland, Dänemark, Norwegen und Belgien festgestellt werden. Eine Zunahme findet sich in den südlichen, jüngeren Demokratien wie Portugal, Griechenland und Spanien. 

Schmitt und Holmberg vertreten die Ansicht, dass diese unterschiedlichen Entwicklungen nicht alleine mit sozio-strukturellen Änderungen erklärt werden können. Deren Beeinflussung ist bestimmt nicht in Abrede zu stellen, aber gerade die politischen Faktoren spielen auch eine bedeutende Rolle. Konkret werden vier Hypothesen untersucht:

1. Je mehr polarisiert ein Parteiensystem ist, um so grösser ist die Unterstützung für die Parteien durch die Bevölkerung. Eine Abnahme der Polarisation sollte demzufolge zu einer Lockerung der Parteibindungen führen.

2. Die Abnahme von ideologischen Konflikten führt zur Abnahme von Parteiidentifikationen.

3. Die Abnahme von  thematischen Konflikten führt zur Abnahme von Parteiidentifikationen.

4. Eine Zunahme von der Anzahl Parteien in einem Parteiensystem führt zu einer Abnahme der Parteiidentifikationen, da die Anhänger der neuen Parteien weniger Zeit haben, eine enge Bindung aufzubauen als die Anhänger der älteren Parteien.

Tabelle 3:
Change in political system factors in relation to change in the aggregate level of  party identification
	Political System factors
	Party identification
	

	
	Stable or increasing
	Declining
	

	Political polarization

· Increasing

· Declining
	GE BE GR NO SP

DK NL PO
	GB SW

IR IT FR
	8 out of 13 cases accord with hypothesis

	Idological conflicts

· Increasing

· Declining
	GE BE DK PO SP
NL GR
	GB FR

IR IT LU SW
	9 out of 13 cases accord to hypothesis

	Issue conflicts

· High

-     low
	BE PO SP

GE NL DK GR NO
	GB

IR IT FR SW
	7 out of 13 cases accord with hypothesis

	Number of parties in parliament

· Increasing

· Broadly stable
	SP DK

BE GE GR NL NO*  PO
	IR IT LU

FR. SW GB


	9 out of 14 cases accord with hypothesis


*declining

Quelle: Schmitt/Holmberg 1995:111

Die Überprüfung der vier Hypothesen ergibt folgende Resultate: die Polarisation der Parteien, die ideologischen sowie die thematischen Konflikte beeinflussen die Höhe der Parteibindungen in einer Mehrheit der untersuchten Länder. Das heisst, die drei ersten Hypothesen können soweit bestätigt werden. Eine Zunahme der Anzahl von parlamentarische Parteien wirkt sich ebenfalls signifikant negativ auf das Niveau der Parteibindungen aus. 

Schmitt und Holmberg untersuchen aber weiter auch noch, ob sich die Bindungen in allen Parteien gleich verändern. Sie unterscheiden dabei vier verschiedenen Ansätzen:

· Gemäss einer These von Barnes (1989) wird behauptet, dass grösserer Parteien stabilere Bindungen ihrer Anhänger aufweisen als kleinere Parteien. Zusätzlich würden die Bindungen bei grosse Parteien mit zunehmendem Alter der Anhänger stärker werden, bei kleinen Parteien aber schwächer werden, da es einfacher sei, zwischen kleinen Parteien zu wechseln als zwischen grossen. Auf Grund dieser Theorie werden drei Gruppen von Parteien gebildet: Grosse, mittlere und kleine Parteien. 

· Das Alter der Parteien spielt insofern eine Rolle, als dass eine gewisse Zeitspanne benötigt wird, um Wähler und Anhänger zu aquirieren. Das heisst, ältere Parteien verfügen über stabilere Bindungen als jüngere. Diese These unterstützen auch die Resultate der Schweizer Wahlforschung. Die jüngeren Parteien konnten in den Wahlen 1991 beachtliche Erfolge erzielen, wie sich aber schon 1995 zeigte, war dieses Hoch von kurzer Dauer und die grossen Parteien konnten sich wieder zu den Wahlsiegern zählen, insbesondere die SVP und die SP (Ladner 2001:31).  Schmitt und Holmberg unterscheiden zur Überprüfung dieser These zwischen alten Parteien (bestehend seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges), Parteien mittleren Alters  und junge Parteien (bestehend seit 1970/1980). 

· Der ideologische Kurs muss ebenfalls miteinbezogen werden. Je mehr eine Partei eine extreme Position eingenommen hat, um so eher zieht sie Wähler mit starken ideologischem Glaube an als bei Parteien, welche um die Mitte positioniert sind. Dazu werden die Parteien in stark links, links, mitte, rechts und stark rechts eingeteilt.

· Als letztes Kriterien verwende die beiden Autoren die Zugehörigkeit zu einer politischen Familie. Weniger gut ausgebildete und wenig in Politik interessierte Menschen sind mit der Komplexität der Politik eher überfordert und sind auf eine stabile Richtung angewiesen. Deshalb wird vermutet, dass in christlich-demokratischen und sozialistischen Parteien die Bindungen stärker sind als in liberalen oder grünen, welche sich grösstenteils aus Leuten mit höherem Schulabschluss zusammensetzen.

Die Auswertung der Thesen ergibt, dass die Grösse der Partei effektiv eine Einfluss auf die Bindungen ausübt. Es kann jedoch nicht einfach verallgemeinert festgestellt werden, dass die grossen Parteien vor allem über eine stabile Wählerschaft verfügen, sondern auch die kleinen. Es sind in erster Linie die mittleren Parteien, die über die Zeit an Anhängern verloren haben. Dies lässt sich auch gut mir der ideologischen Position erklären, da die kleinen Parteien häufig einen Platz weit rechts oder links einnehmen und sich klar zu einer Richtung bekennen. Die Ergebnisse geben dieser Theorie recht, die Parteien an den Polen können nämlich auf wachsende Parteiidentifikation zurückblicken, währenddem die Parteien der Mitte an Wählern verlieren. Nimmt man dazu die Wahlen in der Schweiz von 1999, kann dies bestätigt werden. Die beiden grossen Parteien an den Polen, die SP und die SVP, konnten Stimmenzuwachs verzeichnen, die Parteien in der Mitte jedoch, die FDP und vor allem die CVP, mussten jedoch Stimmen abgeben (Ladner 2001:31). In Bezug auf die Familienzugehörigkeit der Parteien ergibt sich Folgendes: Die christlich-demokratischen, die kommunistischen, die konservativen und die sozialistischen Parteien verfügen über die engsten Verhältnisse zu ihren Wählern, was sich aber nicht mit den Schweizer Ergebnissen deckt. 

6. Zusammenfassung

Seit den siebziger Jahren befinden sich die westeuropäischen Parteiensysteme in einem Umbruch, oder zumindest sind einige Änderungen vorgefallen. In der Diskussion über die Lockerung der Parteibindungen sind vor allem die beiden Ansätze über Realignment und Dealignment wichtig. Wobei noch nicht abschliessend geklärt werden kann, welcher der beiden Theorien nun für den heute erkennbaren Wandel verantwortlich ist. 

Wie wir gesehen haben, findet in der Schweiz tatsächlich eine Abnahme der Parteibindungen statt, wobei jedoch nicht eine allgemeine Tendenz ausgemacht werden kann. Je nach Partei fallen die Ergebnisse anders aus. Bis 1991 konnten die kleinen Parteien enorme Zuwachse verzeichnen, währenddem die grossen Parteien von Verlusten gekennzeichnet waren. 1995 wurde der Höhenflug der kleinen Parteien jedoch wieder beendet. Aufgrund der Ergebnisse von Ruth Nabholz (1998) und der Begründungen von Longchamps kann die Schweiz eher als Typ des Dealignment-Modelles bezeichnet werden.

Ähnliches ist im internationalen Vergleich festuzustellen: ein Rückgang der Parteiidentifikationen ist zu erkennen, muss aber nach Ländern und ebenfalls nach Parteien differenziert werden. Weiter sind eher politische Faktoren für den Rückgang verantwortlich als sozial-strukturelle Gründe. Die politische Polarisation und ideologische Konflikte beeinflussen die Parteimitgliedschaft in den meisten Ländern. Parteien mit einer klaren Ideologie und einer deutlichen Linie haben die grössere Chance, Mitglieder und Anhänger über längere Zeit binden zu können. 

Geht man davon aus, dass dieser Trend weiterhin anhalten wird, wäre es für die Parteien wichtig, sich auf einen politischen Kurs festzulegen. Jene politischen Richtungswechsel, welche es in den letzten Jahren von den beiden Schweizer Parteien FDP und CVP zu beobachten waren, dürften für die Wahlverluste nicht unbedeutend gewesen sein. In Zukunft erachten wir es für jene Parteien wichtig, sich auf eine bestimmte Linie festzulegen und an dieser auch über längere Zeit festzuhalten.
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Tabelle1

				1971		1975		1987		1991		1995

		SPS		12.9		18.8		8.4		13.7		14.2

		CVP/CSP		14.6		11.6		9.9		11		5

		FDP		7.6		11		9.8		11.5		8

		SVP		6.1		5.6		5.8		7.6		6.1

		Total Bundesratsparteien		41.2		47		33.9		43.8		33.3

		PdA/POCH/PSO		1.2		1.2		1.7		1.2		0.6

		GBS/GPS						3.6		6.7		1.8

		SDU/EVP		4.3		4.4		1.7		3.1		1.5

		LPS		3.4		3.1		1.5		2.2		1.5

		SD/Rep./EDU/FPS/Vig./Lega		2		1		1.6		4.8		1.6

		andere		0.7		2.4		3.5		2.3		1.7

		Total übrige Parteien		11.6		12.1		13.6		20.3		8.7

		keine Partei		47.2		40.9		52.5		35.9		58

		Total		100		100		100		100		100

		% mit Parteiidentifikation		52.8		59.1		47.5		64.1		42

		n (Parteiidentifikation)		1012		762		475		642		832

		N (sample)		1917		1290		1001		1002		1981
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Tabelle3
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